
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
PROTESTKULTUR 

Pistengegner unter Anklage 
Er streitet gegen den Ausbau des Braunschweiger Flughafens. Jetzt steht Peter 

Rosenberg vor Gericht: Er hat den Bauplatz betreten und 

Demonstrationen angemeldet. VON GERNOT KNÖDLER  

 
Stein des Anstoßes: Eine Boeing 737 überfliegt den Flughafen Braunschweig-Wolfsburg. Foto: dpa  

Die Stadt Braunschweig und der Flughafen gehen mit juristischen Mitteln gegen Kritiker des 

Flughafenausbaus vor. Am heutigen Donnerstag muss sich Peter Rosenbaum, eine der Leitfiguren 

des Protests, vor dem Braunschweiger Amtsgericht wegen angeblicher Straftaten verantworten. 

Rosenbaum ist Ratsherr der Fraktion Bürgerinitiative Braunschweig (BIBS). Ein Verfahren gegen 



seine Fraktionskollegin Heiderose Wanzelius hatte das Gericht im Juni eingestellt. Ihr waren im 

Zusammenhang mit den Protesten gegen den Flughafen Ordnungswidrigkeiten vorgeworfen worden.  

Die Aktionen der Bürgerinitiative richten sich gegen den Plan, die Piste des Flughafens in den 

Querumer Forst hinein zu verlängern. Die Mitglieder und Anhänger der "BI gegen den 

Flughafenausbau und für den Erhalt des Querumer Forsts" befürchten, dass die Natur und die 

benachbarten Ortsteile Schaden nehmen könnten. Das hat nachhaltigen Protest mobilisiert.  

"Am nächsten Sonnabend ist unser 300. Protesttag hintereinander weg", sagt Rosenbaum. Mitglieder 

und Anhänger der Bürgerinitiative 

machen "Waldspaziergänge", 

haben auch bereits im Wald 

übernachtet, Bäume gepflanzt 

und die gefährdete Natur 

dokumentiert.  

Für Aktionen dieser Art steht nun 

Rosenbaum vor Gericht, weitere 

Initiativen-Mitglieder sollen 

folgen. Rosenbaum sagt, ihm 

werde Hausfriedensbruch in 20 

Fällen vorgeworfen, "wo wir auf 

dem Rodungsfeld nicht nur demonstriert haben". Vielmehr habe die Initiative nach seltenen Tieren 

gesucht und Verstöße gegen das Baurecht dokumentiert: fehlende Zäune und Baustellenschilder 

etwa. Außerdem, so Rosenberg, lege ihm die Flughafengesellschaft Sachbeschädigung zur Last - weil 

er ein rot-weißes 

Absperrband 

entfernt habe.  

Der Flughafen 

bestätigte die 

Vorwürfe 

"Hausfriedensbruch 

und 

Sachbeschädigung"

. Zur 

Kennzeichnung 

hieß es, eine den 

Vorschriften 

gemäße Bautafel 

sei errichtet worden.  

Die Stadt wiederum 

wirft Rosenbaum 

nach dessen 

Angaben Verstöße 

gegen das 

Versammlungsrecht 

vor: Er werde dafür 

verantwortlich gemacht, dass bei einer Demonstration ein Megaphon benutzt wurde, obwohl weniger 

als 50 Teilnehmern mitmarschierten. Demonstriert worden sei zudem auf der Straße, obwohl das nur 

auf dem Gehsteig erlaubt worden sei. "Man versucht, diese Bewegung zu kriminalisieren", sagt 

Rosenbaum. Die Stadt verzichtet unter Hinweis auf das laufende Verfahren auf einen Kommentar. 
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DEMONSTRATIONSRECHT 

Teurer Waldspaziergang 
Braunschweiger Ratsherr wird wegen Aktionen gegen die Abholzung des 

Querumer Forsts zu 20.000 Euro Strafe verurteilt. Dabei ist strittig, ob die 

verwaltungsrechtlichen Auflagen der Stadt zulässig waren. VON GERNOT 

KNÖDLER  

 
Widerrechtliches Betreten des Waldes: Für Peter Rosenbaum wurde dieser Ausflug richtig teuer. Foto: 

Initiative  

Die Sache mit dem rot-weißen Flatterband hat das Amtsgericht dann doch fallen lassen. 

Peter Rosenbaum von der Bürgerinitiativen-Fraktion BIBS im Braunschweiger Rat soll es 

beim Protest gegen den Flughafenausbau im Querumer Forst zerrissen haben. Am Freitag 

ist Rosenbaum zwar nicht wegen dieser aber wegen anderen Aktionen gegen den Flughafen 

zu rund 20.000 Euro Geldstrafe verurteilt worden. Dem Ratsherrn wurde vorgeworfen, illegal 

das Baustellengelände betreten zu haben. Dazu kommen Verstöße gegen das 

Versammlungsrecht. Dabei ficht Rosenbaum die aus seiner Sicht ungerechtfertigten 

Auflagen seit einem halben Jahr vor dem Verwaltungsgericht an.  

Rosenbaum gehört zu den führenden Persönlichkeiten der Bürgerinitiative, die eine 

Pistenverlängerung des Flughafens Braunschweig-Wolfsburg verhindern will. Sie befürchtet, 

dass der Ausbau die umliegenden Stadtteile mittelfristig in Gewerbegebiete verwandeln 

werde. Sie kritisiert die Zerstörung des Waldes mit seinen Tieren und Pflanzen. Und sie hält 

den Flughafenausbau überhaupt für unnötig, weil er gar nicht, wie behauptet für die 

Forschung, sondern nur für die Bequemlichkeit des VW-Managements ausgebaut werde.  

Der Widerstand bewegt nicht die Massen. Dafür ist er dauerhaft, intensiv und offenbar 

nervend. Vor einer Woche veranstaltete die Initiative ihren 300. demonstrativen 

Waldspaziergang. Die Leute von der Initiative haben im Winter im Wald campiert; vor den 

Sägen der Abholzungsmaschinen suchten sie seltene Tiere und Pflanzen und fanden den 

geschützten Eremitenkäfer; und ihre Vertretung im Rat, die BIBS, stänkert bei jeder 

Gelegenheit gegen den Oberbürgermeister Gert Hoffmann (CDU) - nicht nur beim Thema 

Flughafenausbau.  

Nach den Anzeigen gegen Rosenbaum und dessen Fraktionskollegin Heiderose Wanzelius 

hatte die CDU per Anfrage eine Schelte der Verwaltung organisiert. Die teilte mit, sie halte es 

"generell für sehr bedenklich, wenn Ratsmitglieder rechtswidrig handeln".  

Unlängst tauchte ein nachgemachtes Terroristen-Plakat auf, mit dem unter anderem nach 

Hoffmann gefahndet wurde. Der Erste Stadtrat Carsten Lehmann erkannte hierin "eine 

weitere Stufe der Eskalation der Auseinandersetzungen in der Stadt" und rückte das Plakat 



in einen Zusammenhang mit dem Flughafen-Protest. Inzwischen liegt der Verdacht nahe, 

dass das Plakat nirgendwo anders als einmal im Rathaus aufgetaucht und von der Stadt 

bekannt gemacht worden ist. Der Sprecher der Stadt, Jürgen Sperber, muss passen bei der 

Frage, ob es davon mehr als ein Exemplar gibt und auch die BIBS weiß von keinem 

weiteren.  

Im Prozess ist Rosenbaum wegen Verstoßes gegen das Versammlungsrecht, Nötigung, 

Aufforderung zu Straftaten und Hausfriedensbruch verurteilt worden. Mit 150 Tagessätzen à 

135 Euro blieb das Gericht unter der Forderung der Staatsanwaltschaft, die 200 Tagessätze 

verlangt hatte. Rosenbaum kündigte an, er werde Berufung einlegen.  

Der Staatsanwalt hatte Rosenbaum unter Verweis auf das Versammlungsrecht vorgeworfen, 

Demonstrationen geleitet zu haben, obwohl ihn die Stadt wegen mangelnder Zuverlässigkeit 

als Versammlungsleiter abgelehnt hatte. Er hatte eine Demonstration auf der Straße geleitet, 

obwohl sie laut Auflage nur über die Straße hätte führen dürfen und er sprach per Megaphon 

zu einer Menschengruppe, obwohl diese, anders als vorgeschrieben, weniger als 50 

Personen umfasste. Der Streit über diese Auflagen vor dem Verwaltungsgericht ist jedoch 

bis heute noch nicht entschieden.  

Außerdem soll Rosenbaum als faktischer Leiter einer Demonstration 15 Minuten lang eine 

Straße blockiert haben. Er soll Demonstrationsteilnehmer aufgefordert haben, widerrechtlich 

die Baustelle betreten zu haben und selbst widerrechtlich auf die mit Flatterband 

abgesicherte Baustellenzufahrt gegangen sein.  

Rosenbaum wehrt sich gegen den Vorwurf des Hausfriedensbruchs: "In einem öffentlichen 

Wald gibt es kein Hausrecht", argumentiert er. Außerdem sei die Baustelle nicht 

gekennzeichnet gewesen - schließlich habe da kein Bauschild gestanden. 

 

 

 



 
 
 
 



                                                                  Die Pressemitteilung  
                                                       der Grünen wurde durch die  
                                                                            Verwaltung an  
                                                                     jedes Ratsmitglied  
                                                         und die Fraktionen verteilt! 
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Fraktion der CDU im Rat der Stadt Braunschweig  

Besuchen Sie uns auf http://www.cdu-ratsfraktion-braunschweig.de  
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CDU: Grüne diffamieren Justiz 

 

Als politischen Skandal „ersten Ranges“ sieht die CDU-Fraktion im Rat der Stadt 

Braunschweig die jüngste Erklärung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

Strafsache Peter Rosenbaum an. Wie Carsten Müller, stellvertretender CDU-

Fraktionsvorsitzender im Rat, gegenüber der Presse erklärte, handelt es sich bei der 

Äußerung der Grünen um einen Skandal, weil hier in fast einmaliger Weise nicht nur der 

Oberbürgermeister – das sei schon öfter vorgekommen – sondern auch die Justiz 

diffamiert und diskreditiert würde. 

Müller: „Das kannte man bisher nur von extremen Gruppen, dass etwa behauptet wird, die 

Staatsanwaltschaft und die Gerichte seien gewissermaßen als Büttel der Verwaltung bereit 

politische Gegner der Regierung zu disziplinieren.“ Mit anderen Worten behaupteten Die Grünen, 

dass in der Braunschweiger Justiz Verhältnisse wie in Weißrussland, Nordkorea oder in anderen 

autoritären Staaten existierten. Das ist ungeheuerlich. Anstatt solche Abenteuerlichkeiten ihrem 

ehemaligen Fraktionsmitglied Rosenbaum zu überlassen, solidarisierten sie sich nun mit ihm und 

begeben sich in eine Gesellschaft, in der die CDU sie nicht oder jedenfalls nicht mehr erwartet 

hätte. Müller abschließend: „So sind Die Grünen jedenfalls sicher nicht für breite Schichten der 

Bevölkerung wählbar. Es zeigen sich die ersten Anzeichen von Überheblichkeit und Anmaßung bei 

den Braunschweiger Grünen“. 
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14.12.2010 

KRITIK AN RICHTERSCHELTE 

Ein Sturm der Entrüstung 
Die Braunschweiger Grünen bewerten ein Gerichtsurteil gegen einen 

Flughafengegner als fragwürdig. Das bringt die örtliche CDU auf die 

Palme. VON BENJAMIN LAUFER  

 

Einen "Angriff auf den Rechtsstaat" will Braunschweigs Oberbürgermeister Gert 

Hoffmann (CDU) ausgemacht haben, weil die Grünen ein Gerichtsurteil kritisiert 

haben. Die Fraktion hatte sich mit Peter Rosenbaum solidarisiert, der für die 

Bürgerinitiative Braunschweig (BIBS) im Rat der Stadt sitzt. Rosenbaum war 

vom Amtsgericht wegen Vergehen im Rahmen einer Demonstration zu rund 

20.000 Euro Strafe verurteilt worden. Nach Ansicht der Grünen geschah das, weil die 

Verwaltung ihn habe "mundtot machen" wollen.  

 



 
Ist bei jeder Demo gegen den Flughafenausbau dabei: Der streng geschützte Eremit-Käfer. Foto: dpa  

 

"Verhältnisse wie in Weißrussland, Nordkorea oder in anderen autoritären Staaten" hätten 

die Grünen damit der örtlichen Justiz unterstellt, findet die Braunschweiger CDU und gerät 

deshalb ganz aus dem Häuschen: Der CDU-Vizefraktionsvize Carsten Müller wittert einen 

"politischen Skandal ersten Ranges", Oberbürgermeister Hoffmann spricht von einer 

"unglaublichen Entgleisung".  

Peter Rosenbaum war im November vom Amtsgericht wegen Verstoßes gegen das 

Versammlungsrecht, Nötigung, Aufforderung zu Straftaten und Hausfriedensbruch verurteilt 

worden. Er soll unter anderem gegen Demonstrationsauflagen verstoßen haben, weil er ein 

Megafon benutzt hatte und die Demonstration, die Rosenbaum geleitet haben soll, auf der 

Straße und nicht dem Gehsteig stattfand. Rosenbaum kämpft dagegen, dass der Querumer 

Forst dem Ausbau des Braunschweiger Flughafens weichen soll.  

"Die Ordnungswidrigkeiten, für die Peter Rosenbaum angeklagt wurde, sind im Wesentlichen 

Lappalien, bei denen kein nennenswerter Schaden entstanden ist", kritisierten die Grünen. 

Offensichtlich gehe es bei der Strafanzeige um "Durchsetzung von Macht". Dass 

Staatsanwaltschaft und Gericht "im Wesentlichen der Argumentation des 

Oberbürgermeisters gefolgt sind", fanden die Grünen "bemerkenswert".  

Damit trat die Fraktion einen Sturm der Entrüstung los, der sogar das niedersächsische 

Justizministerium auf den Plan rief. "Gerichte sind unabhängig und urteilen ohne Ansehen 

der Person", reagierte ein Sprecher auf die Stellungnahme der Grünen. 

Amtsgerichtssprecher Rolf Nitschke sagte der Braunschweiger Zeitung, die Aussagen der 

Grünen ließen ein "Verständnis der Grundzüge von Rechtsstaat und Demokratie" vermissen. 

Oberbürgermeister Hoffmann hätte den Grünen das früher zugetraut, "aber doch nicht mehr 

jetzt, wo die Grünen selbst reklamieren, eine staatstragende Partei zu sein".  

Die Grünen reagieren gelassen auf die Kritik. "Wir buchen das unter Wahlkampfgetöse der 

CDU ab", sagt die Fraktionsgeschäftsführerin Barbara Schulze. Die Auseinandersetzung sei 

von den Konservativen inszeniert. "Das machen wir nicht mit", sagt der Fraktionsvorsitzende 

Holger Herlitschke.  

Ihre Kritik halten die Grünen aufrecht. Ziel der CDU-geführten Verwaltung sei es, den BIBS-

Ratsherrn Rosenbaum "mundtot zu machen", bekräftigt Herlitschke. Bereits hinter den 

Demonstrationsauflagen, gegen die Rosenbaum verstoßen hatte, vermuten die Grünen 

Schikane.  

Überrascht von den Debatten über das Urteil zeigte sich Peter Rosenbaum selbst. "Die 

Solidarisierung der Grünen hatte ich nicht erwartet", sagt er.  

Rosenbaum ist in Berufung gegangen. Er denkt gar nicht daran, sich mundtot machen zu 

lassen. Seit dem 8. Januar demonstriert seine Initiative jeden Tag gegen die Abholzung. "Wir 

sind guten Mutes, den Forst retten zu können", sagt er. 
 


